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Auszug aus der Verordnung über die Versicherungsvermittlung  
und -beratung (VersVermV) 

 
Abschnitt 3  
Anforderungen an die Haftpflichtversicherung nach § 34d Abs. 2 Nr. 3  
der Gewerbeordnung 

 

§ 8 Geltungsbereich 

Die Haftpflichtversicherung nach § 34d Abs. 2 Nr. 3 der Gewerbeordnung muss für das ge-
samte Gebiet der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der anderen Vertragsstaaten 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten. 

 

§ 9 Umfang der Versicherung 

(1) Die Versicherung nach § 8 muss bei einem im Inland zum Geschäftsbetrieb zugelasse-
nen Versicherungsunternehmen genommen werden. 

(2) Die Mindestversicherungssumme beträgt 1 130 000 Euro für jeden Versicherungsfall und 
1 700 000 Euro für alle Versicherungsfälle eines Jahres. Die genannten Mindestversiche-
rungssummen erhöhen oder vermindern sich ab dem 15. Januar 2013 und danach regelmä-
ßig alle fünf Jahre prozentual entsprechend den von Eurostat veröffentlichten Änderungen 
des Europäischen Verbraucherpreisindexes, wobei sie auf den nächsthöheren Hundertbet-
rag in Euro aufzurunden sind. Die angepassten Mindestversicherungssummen werden je-
weils zum 2. Januar des jeweiligen Jahres, in dem die Anpassung zu erfolgen hat, durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

(3) Der Versicherungsvertrag muss Deckung für die sich aus der gewerblichen Tätigkeit im 
Anwendungsbereich dieser Verordnung ergebenden Haftpflichtgefahren für Vermögens-
schäden gewähren. Der Versicherungsvertrag muss sich auch auf solche Vermögensschä-
den erstrecken, für die der Versicherungspflichtige nach § 278 oder § 831 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs einzustehen hat, soweit die Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen nicht selbst 
zum Abschluss einer solchen Berufshaftpflichtversicherung verpflichtet sind. Ist der Gewer-
betreibende in einer oder mehreren Personenhandelsgesellschaften als geschäftsführender 
Gesellschafter tätig, muss für die jeweilige Personenhandelsgesellschaft jeweils ein Versi-
cherungsvertrag abgeschlossen werden; der Versicherungsvertrag kann auch die Tätigkeiten 
des Gewerbetreibenden nach Satz 1 abdecken. 
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(4) Der Versicherungsvertrag hat Versicherungsschutz für jede einzelne Pflichtverletzung zu 
gewähren, die gesetzliche Haftpflichtansprüche privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungspflichtigen zur Folge haben könnte; dabei kann vereinbart werden, dass sämtliche 
Pflichtverletzungen bei Erledigung eines einheitlichen Geschäfts als ein Versicherungsfall 
gelten. 

(5) Von der Versicherung kann die Haftung für Ersatzansprüche wegen wissentlicher Pflicht-
verletzung ausgeschlossen werden. Weitere Ausschlüsse sind nur insoweit zulässig, als sie 
marktüblich sind und dem Zweck der Berufshaftpflichtversicherung nicht zuwiderlaufen. 

 

§ 10 Anzeigepflicht des Versicherungsunternehmens 

(1) Die vom Versicherungsunternehmen nach § 113 des Versicherungsvertragsgesetzes 
erteilte Versicherungsbestätigung darf zum Zeitpunkt der Antragstellung bei der zuständigen 
Industrie- und Handelskammer nicht älter als drei Monate sein. 

(2) Das Versicherungsunternehmen ist verpflichtet, der für die Erlaubniserteilung nach § 34d 
Abs. 1 und § 34e Abs. 1 der Gewerbeordnung zuständigen Behörde die Beendigung oder 
Kündigung des Versicherungsvertrags, gegebenenfalls erst nach Ablauf der Frist des § 38 
Abs. 3 Satz 3 des Versicherungsvertragsgesetzes, sowie jede Änderung des Versicherungs-
vertrags, die den vorgeschriebenen Versicherungsschutz im Verhältnis zu Dritten beeinträch-
tigen kann, unverzüglich mitzuteilen. Die zuständige Behörde hat dem Versicherungsunter-
nehmen das Datum des Eingangs der Anzeige nach Satz 1 mitzuteilen. 

(3) Zuständige Stelle im Sinne des § 117 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes ist die 
für die Erlaubniserteilung nach § 34d Abs. 1 und § 34e Abs. 1 der Gewerbeordnung zustän-
dige Behörde. 

 


